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Antrag auf Projektförderung nach der Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums zur Förderung von Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten im Bereich der verbandlichen und offenen Kinder- und Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit (BiRefVwV)


Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit
Baden-Württemberg
Postfach 10 34 43
70029 Stuttgart


1. Antragstellerin oder Antragsteller

Name des antragstellenden Trägers: 	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Rechtsform:					Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Anschrift

Straße und Hausnummer:			Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Postleitzahl:					Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Ort:						Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner

☐ Herr		☐ Frau		☐ neutrale Anrede

Vorname:					Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Nachname:					Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Telefon : 					Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
E-Mail:						Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Kontodaten

Kontoinhaber/in:				Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
IBAN:						Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Anerkennung als Träger der außerschulischen Jugendbildung

Wir sind ein: 

☐ nach § 4 des Gesetzes zur Förderung der außerschulischen Jugendbildung (Jugendbildungsgesetz) anerkannter Träger der außerschulischen Jugendbildung im Geschäftsbereich des Sozialministeriums

oder

☐ kraft Gesetzes nach § 17 Abs. 2 Jugendbildungsgesetz anerkannter Träger der außerschulischen Jugendbildung im Geschäftsbereich des Sozialministeriums.

Art des Trägers der außerschulischen Jugendbildung

Wir sind ein: 

☐ landesweit tätiger Jugendverband, der Kinder- und Jugendarbeit nach §§ 11, 12 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in Verbindung mit §§ 22, 23 Absatz 2 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes für Baden-Württemberg (LKJHG) leistet (Nummer 3.1 Buchstabe a BiRefVwV)

oder

☐ mitgliedschaftlich verfasster überregionaler Zusammenschluss von Trägern der Kinder- und Jugendarbeit, der Kinder- und Jugendarbeit nach §§ 11, 12 SGB VIII in Verbindung mit §§ 22, 23 Absatz 2 LKJHG leistet (Nummer 3.1 Buchstabe b BiRefVwV)	

oder	

☐ landesweit tätiger mitgliedschaftlich verfasster Zusammenschluss von Trägern der Jugendsozialarbeit, der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII in Verbindung mit § 24 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 LKJHG leistet (Nummer 3.1. Buchstabe c BiRefVwV)

Teilnahmetage (nur bei landesweit tätigen Jugendverbänden nach Nummer 3.1 Buchstabe a BiRefVwV anzugeben)

Bitte geben Sie – soweit möglich – die Anzahl der Teilnahmetage an, die das jeweilige Regierungspräsidium für die drei Kalenderjahre vor dem Jahr der Antragstellung bewilligt hat: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	



Angaben zum Zuwendungszweck

[bookmark: _Hlk237510097]Bewilligungszeitraum

Beginn des Vorhabens:	1. Januar [Jahr]
Ende des Vorhabens :	31.  Dezember [Jahr]

Beschäftigungsfeld

Beantragt wird eine Förderung für die hauptberufliche Beschäftigung von Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten im Bereich 

☐ der außerschulischen Jugendbildung nach § 11 Abs. 3 Nr. 1 SGB VIII

oder

☐ der Jugendsozialarbeit nach § 13 Abs. 1 SGB VIII.

Angaben zu den hauptberuflich beschäftigten Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten

	Nr.[footnoteRef:2] [2:  Bitte füllen Sie für jede Bildungsreferentin und jeden Bildungsreferenten, für die oder den eine Förderung beantragt wird, eine eigene Tabellenzeile aus.
] 

	Nachname, Vorname der Bildungsreferentin / des Bildungsreferenten
	Beschäftigungsumfang[footnoteRef:3] im gesamten Bewilligungszeitraum in Vollzeitäquivalent[footnoteRef:4]  [3:  Der Beschäftigungsumfang muss je Bildungsreferentin/Bildungsreferent mindestens 0,2 VZÄ betragen. Die Summe der Beschäftigungsumfänge je Träger muss insgesamt mindestens 0,5 VZÄ betragen.
]  [4:  Ein Vollzeitäquivalent (VZÄ) entspricht dem für die geförderten Träger gesetzlich oder tariflich vorgeschriebenen Beschäftigungsumfang, andernfalls einem Beschäftigungsumfang von 40 Stunden pro Woche. Anzugeben ist der durchschnittliche Beschäftigungsumfang über den gesamten Bewilligungszeitraum inkl. geplanter Vakanzen, Unterbrechungen und Verringerungen des Beschäftigungsumfangs. 

Beispiel: Für eine Bildungsreferentin oder einen Bildungsreferenten mit einem regelmäßigen Beschäftigungsumfang von 1,0 VZÄ, die/der im Bewilligungszeitraum vier Kalendermonate durchgehend in Elternzeit ist und zwei Kalendermonate ihren/seinen Beschäftigunsumfang auf 0,8 VZÄ verringert,  wäre ein Beschäftigungsumfang von 0,6 VZÄ einzutragen 
(6 Monate × 1,0 VZÄ + 2 Monate × 0,8 VZÄ + 4 Monate × 0 VZÄ) ÷ 12 Monate ≈ 0,6 VZÄ.
] 

	Fachliche Qualifikation (nur bei der erstmaligen Förderung einer Person ist die fachliche Qualifikation anhand einschlägiger Unterlagen nachzuweisen)[footnoteRef:5] [5:  Für eine fachliche Qualifikation müssen die Voraussetzungen nach Nummern 4.1.2 und 4.1.3 der BiRefVwV erfüllt sein. ] 
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	gesamt
	
	
	





Erklärung zum Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen

☐  Wir bestätigen, dass die Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten, für die eine 
     Förderung beantragt wird, nicht wegen einer Straftat nach §72a Abs. 1 SGB VIII verur-
     teilt worden sind.

Aufgaben der Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten (Nummern 2.2.1 und 2.2.2 BiRefVwV)

[bookmark: _Hlk237601504]Die Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten, für die eine Förderung beantragt wird, nehmen im Bewilligungszeitraum insbesondere die folgenden Aufgaben wahr:

· Bildungsarbeit

· Beratung und Begleitung

· Öffentlichkeitsarbeit

· Organisation, Verwaltung, Dokumentation und Berichtswesen

· Konzeptions- und Qualitätsentwicklung

· Kooperation und Koordination

☐ Ja	 ☐ Nein

Bei „Nein“, bitte erläutern Sie, welche Aufgaben ausnahmsweise nicht wahrgenommen werden können und begründen Sie dies:

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Geplante Maßnahmen (quantitative Erfolgsindikatoren nach Nummer 1.1.3 BiRefVwV): 

[bookmark: _Hlk237601516]Die Bildungsreferentinnen und Bildungsreferenten, für die eine Förderung beantragt wird, setzen im Bewilligungszeitraum insbesondere die folgenden Maßnahmen um:


· außerschulische Bildungsmaßnahmen mit jungen Menschen (nur bei landesweit tätigen Jugendverbänden nach Nr. 3.1 Buchstabe a BiRefVwV anzukreuzen, sofern zutreffend)

· Analysen und Stellungnahmen zu gesellschaftspolitischen Entwicklungen und aktuellen Forschungsergebnissen in der außerschulischen Jugendbildung oder der Jugendsozialarbeit

· Beratungen für haupt- und ehrenamtliche Mitarbeitende zu Fragestellungen der außerschulischen Jugendbildung oder der Jugendsozialarbeit

· Aus-, Fort- und Weiterbildungen und Fachveranstaltungen im Bereich der außerschulischen Jugendbildung oder der Jugendsozialarbeit für haupt- und ehrenamtliche Mitarbeitende oder für Funktionsträgerinnen und Funktionsträger

· Beratungen für Gremien sowie für Funktionsträgerinnen und Funktionsträger des Jugendverbandes oder des Zusammenschlusses zu organisatorischen, fachlichen und politischen Fragen aus dem Bereich der außerschulischen Jugendbildung oder der Jugendsozialarbeit

☐ Ja	 ☐ Nein

Bei „Nein“, bitte erläutern Sie, welche Maßnahmen ausnahmsweise nicht umgesetzt werden können und begründen Sie dies:

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

[bookmark: _Hlk236997420]Themenschwerpunkte (qualitative Erfolgsindikatoren nach Nummer 1.1.3 BiRefVwV)

Es sollen im Rahmen der geplanten Maßnahmen folgende Themen und Fragestellungenbehandelt werden: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	

Legen Sie die Themen und Fragestellungen in max. 1000 Zeichen dar.	
	


Kosten- und Finanzierungsplan

Zuwendungsfähige Ausgaben und Finanzierung

Zuwendungsfähige Personalausgaben 

	Nr. [footnoteRef:6] [6:  Bitte füllen Sie für jede Bildungsreferentin und jeden Bildungsreferenten, für die oder den eine Förderung beantragt wird, eine eigene Tabellenzeile aus.] 

	Nachname, Vorname
	Personalausgaben[footnoteRef:7] [7:  Personalausgaben sind die anfallenden Bruttogehälter einschließlich der Arbeitgeberanteile zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, die allein von den Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfängern zu zahlende Unfallversicherung sowie der Arbeitgeberzuschuss zum Mutterschaftsgeld.] 

	Geplante Eingruppierung nach tariflichen Bestimmungen (Entgeltgruppe/Stufe), Sonstiges[footnoteRef:8] [8:  Sollten der Einstellung keine tariflichen Bestimmungen zugrunde liegen, sind entsprechende Angaben insoweit zu tätigen, dass die Bewilligungsbehörde prüfen kann, ob eine Besserstellung gegenüber Angestellten des Landes Baden-Württemberg vorliegt. Die Entgeltgruppe und Stufe ist kurz zu begründen.] 
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Höhe der beantragten Zuwendung[footnoteRef:9]: [9:  Im Haushaltsjahr 2026 beträgt der pauschale Zuschuss pro VZÄ bei Beschäftigung über den gesamten Bewilligungszeitraum 53 612 Euro. Für die Haushaltsjahre 2027 bis 2030 erhöht sich dieser um jeweils 2,5 Prozent des Vorjahreswertes. Insgesamt kann eine Zuwendung in Höhe der Pauschale mulitizipliert mit der Gesamtzahl der VZÄ nach Nr. 2.3 beantragt werden, höchstens jedoch bis zur Höhe von 90% der zuwendungsfähigen Personalausgaben. Beispiel: 53.612 Euro/VZÄ × 0,6 VZÄ = 32.167,20 Euro.] 


Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	

Finanzierung der Personalausgaben nach Nummer 3.1.1:

	Eigenmittel
	Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber
	Zuwendung des Landes
	gesamt

	Euro
	Euro
	Euro
	Euro



Überwiegende öffentliche Finanzierung

Stammen mehr als 50 % Ihrer Finanzierung aus Zuwendungen öffentlicher Stellen (z. B. Bund, Länder, Kommunen)?

☐ Ja	☐ Nein

Wird Ihre Einrichtung überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert, gilt das Besserstellungsverbot. Danach dürfen sämtliche Beschäftigte grundsätzlich nicht besser vergütet werden als vergleichbare Beschäftigte des öffentlichen Dienstes.

Bisherige Förderung des Vorhabens durch das Land

Wurde eine Förderung aus Landesmitteln für die als förderfähig beantragen Stellen und Stellenanteile bereits im vorhergehenden Bewilligungszeitraum bewilligt?

	☐ Ja	☐ Nein

Wird im Bewilligungszeitraum des Vorhabens eine institutionelle Förderung des Landes für Ihre Einrichtung beantragt oder bewilligt?

	☐ Ja	☐ Nein

[bookmark: _Hlk237602244]Falls „Ja“: Bitte erläutern Sie, von welcher Stelle Sie eine institutionelle Förderung erhalten und fügen Sie den Zuwendungsbescheid oder ggf. Ihren Antrag bei.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Förderung des Vorhabens durch Dritte

Wurden von Dritten (insbesondere anderen Stellen des Landes oder anderen Körperschaften öffentlichen Rechts) bereits Zuwendungen zur Förderung des Vorhabens beantragt oder bewilligt?

	☐ Ja	☐ Nein (falls „Ja“, bitte die nachfolgende Tabelle ausfüllen)

	Nr.[footnoteRef:10] [10:  Bitte füllen Sie für jeden Dritten, bei dem bereits eine Zuwendung beantragt oder von diesem bewilligt wurde, eine eigene Tabellenzeile aus.
] 

	Höhe der Zuwendung
	Zuwendungsgeber
	Bewilligungszeitraum 

	1
	

	
	

	2+
	

	
	


	


Erklärungen und ergänzende Hinweise

Erklärungen

Hiermit erklären wir, dass 

☐	die Gesamtfinanzierung und die Funktionsfähigkeit des Vorhabens bei Gewährung der beantragten Zuwendung gesichert ist und Folgekosten auf Dauer tragbar sind;

☐	die Angaben in diesem Antrag (inklusive der Anlagen) richtig und vollständig sind und dass wir unseren Mitteilungspflichten gegenüber der Bewilligungsbehörde nach Nummer 5 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) im Bedarfsfall unverzüglich nachkommen, insbesondere falls sich der Verwendungzeck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgeblichen Umstände ändern oder wegfallen;

[bookmark: _Hlk195793498]☐	uns die in den Nummern 3.4.1 bis 3.4.3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Ministeriums für Finanzen zur Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg als subventionserheblich bezeichneten Tatsachen sowie die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt sind. Insbesondere ist uns bewusst, dass im Rahmen des Antrags, der Anforderung der Zuwendung und des Verwendungsnachweises gemachte Angaben und Unterlagen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Abs. 9 StGB sind.

Ergänzende Hinweise

Ergänzend wird auf Folgendes hingewiesen:

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	
Bitte führen Sie hier im Bedarfsfall weitere aus Ihrer Sicht für die Bewertung Ihres Antrags notwendige Hinweise in max. 1.000 Zeichen auf.



Datum, Unterschrift




Anlagen

Dem Antrag werden die nachfolgenden Anlagen beigefügt:

☐	Zuwendungsantrag an Stelle der institutionellen Förderung nach Nummer 3.3

☐	Bewilligungsbescheid von Stelle der institutionellen Förderung nach Nummer 3.3

☐	Zuwendungsantrag an die unter Nummer 3.4 angegebenen Zuwendungsgeber

☐	Bewilligungsbescheid der unter Nummer 3.4 angegebenen Zuwendungsgeber

☐	Nachweis über die fachliche Qualifikation einer Person nach Nummern 4.1.2 und 4.1.3 der BiRefVwV (nur bei deren erstmaliger Förderung) 

[bookmark: _Hlk195793469]☐	weitere Anlagen: 	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


Datenschutzhinweise finden Sie unter https://sm.baden-wuerttemberg.de/datenschutz/
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